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fast alle Parteien eingebracht, dass der Zeitplan sehr ambitiös sei und eine fundierte Beratung

durch die Parteibasis schlecht möglich sein werde. Trotzdem haben viele Parteien ihre Stellung­

nahme abgegeben. Was wir aber heute beraten und unter Umständen auch verabschieden werden,

ist nicht die Teilrevision, wie sie an der Basis diskutiert wurde. Viel wahrscheinlicher ist es, dass

heute Abend irgendein Zufallsprodukt entsteht. Einige Anträge sind noch kurzfristig vom Stadtrat

eingebracht worden, zum Teil auch im Rahmen der Stellungnahme des Kantons. Andere Anträge

wurden von der Fachkommission eingebracht, welche aber kaum jemals grossmehrheitlich zu

Stande gekommen sind. Diese Vorlage hat dann möglicherweise nichts mehr mit dem Antrag zu

tun, welchen wir mit unserer Basis diskutiert haben und der kaum wirklich umstrittene Änderun--...../

gen beinhaltet hätte. Wollen wir das? Wäre es nicht viel basisdemokratischer, wenn wir nochmals

über die Bücher gehen und alle im Raum stehenden Anträge zu Ende diskutieren? Vielleicht wis-

sen wir dann auch definitiv, wie es mit den Einbürgerungen weitergehen soll und was eine Reduk­

tion der Anzahl Stadträte für Reorganisationsmassnahmen bei der Verwaltung nachziehen würde.

Die Zeit würde dann auch ausreichen, eine Totalrevision wie vom Kanton vorgeschlagen, durchzu­

führen. Es gibt eigentlich keinen zwingenden Grund, jetzt so überhastet zu handeln. Die Grüne

Fraktion stellt deshalb den Antraq auf Rückweisung. Lassen wir die Basis über einen Vorschlag ab­

stimmen, welcher auch im Stadt- und Gemeinderat breit abgestützt ist und kein Zufallsprodukt

eines zu ambitiösen Zeitplanes geworden ist.

Stephan BlättIer teilt das Unbehagen von Mike Bader teilweise. Der Zeitplan sei ambitiös. Insge­

samt sei die SVP-Fraktion jedoch für Eintreten. Anträge würden in der Detailberatung gestellt.

Claudio Schmid bemerkt zu den Voten von Barbara Fischer und Mike Bader, dass eine offizielle

Vernehmlassung stattgefunden habe. Alle hätten das Recht gehabt, zum Entwurf Stellung zu

nehmen. Die kritisierten Punkte seien das Resultat des Vernehmlassungsverfahrens. Der Stadtrat

habe auf die grossmehrheitliche Meinung aus den Vernehmlassungen reagiert. Das sei basisorien­

tierte Arbeit. Ihn würde interessieren, wie viele Personen von der Vernehmlassungsmöglichkeit

Gebrauch gemacht hätten.

Stadtpräsident Beat Kocher kann diese Frage nicht aus dem Stegreif beantworten.

Peter Fehrlin kann weiterhelfen und mitteilen, dass von zwei Personen sowie von vier Fraktio­

nen/Organisationen Stellungnahmen eingegangen seien.

Stadtrat Max Nievergelt ist ob des Rückweisungsantrags überrascht, da es Schulpflege und Sozi­

albehörde gewesen seien, welche die Revision ausgelöst hätten und deren Änderungsvorschläge

auf positives Echo stiessen. Bei einer Rückweisung könne im nächsten Jahr nicht mit einer redu-
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gehe darum, die rechtliche Voraussetzung für die Möglichkeit einer späteren Schaffung eines sol­

chen Parlamentes, also das Sprungbrett dazu, zu regeln. Esstehe einer Gemeinde wie Bülach gut

an, dieses Postulat aufzunehmen und später nach erfolgter politischer Diskussion allenfalls umzu­

setzen. Essei ja nicht so, dass Bülach in dieser Sache im Kanton Neuland betreten würde. Jugend­

parlamente kenne man schon lange, beispielsweise in Horgen und Dietikon. Durch die Teilnahme

und den Miteinbezug von Jugendlichen werde nicht nur ihre Fähigkeit mitzuwirken, sondern auch

ihr Verantwortungsgefühl gefördert. Die positive Erfahrung, den Lebensraum und die Umgebung

aktiv mitgestalten zu können, fördere die Bereitschaft von Jugendlichen zum politischen Engage­

ment. Durch die Möglichkeit, bei Entscheidungsprozessen in der Gemeinde mitzuwirken, würden

die Kinder und Jugendlichen aber auch Grenzen erfahren sowie den Umgang mit Kompromissen.

Dies sei dem Demokratieverständnis sicher förderlich.

Johanna Wirth Calvo schliesst sich der Vorrednerin an. Die Demokratie müsse gelernt sein. Die

Partnerstadt Santeramo kenne bereits das Jugendparlament.

Ueli Baumgartner findet, ein Jugendparlament brauche es nicht. Die Gewerbeschulen würden die

politische Arbeit machen und erklären, wie Politik funktioniere. Ein Schülerrat sei effizienter als

ein Jugendparlament. In der Schule würden die Voten auch ernster genommen als hier. Er möchte

kein weiteres Gremium, das dem Gemeinderat vorschreibe, wie er sich verhalten und abstimmen

müsse. Auch unter dem Aspekt von Büli+ sei er dagegen.

Mike Bader findet es eine vordringliche Aufgabe der Parteien, dass Jugendliche die Möglichkeit

erhalten, allenfalls mal aktiv hier teilnehmen zu können. Fast alle Parteien hätten Probleme,

Nachwuchs nachzuziehen. Werde den Jugendlichen die Möglichkeit für ein Jugendparlament ge­

geben, sei dies ein erster Schritt, dass sie ernst genommen würden.

Esther Caviola betont, es gehe heute nur um den Grundsatz. Mit Kosten habe dies noch nichts zu

tun. Eine Verjüngung würde dem Gemeinderat gut tun. Mit einem Ja würde man es den Jugendli­

chen ermöglichen, am politischen Leben teilzunehmen.

Hanspeter Hirt unterstützt Ueli Baumgartner: Mit 18 seien die Jugendlichen stimm- und wahlfä­

hig. Jugendliche könnten dann in Jungparteien mitwirken, sich auf Wahllisten setzen lassen und

in der Schule würde auch geübt. Alle Parteien würden hier in der Verantwortung stehen.

Claudio Schmid unterstreicht die bürgerliche Haltung. Die Jugendlichen hätten die Möglichkeit

der Petition. Als nächstes komme sonst das Ausländerparlament.
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Barbara Fischer findet es schade, dass die Idee im Keim erstickt werden soll. Alle würden behaup­

ten, die Jugendlichen seien passiv. Hier wäre eine Möglichkeit, dass sie das Gegenteil zeigen könn­

ten.

Peter Fehrlin beantraqt Abbruch der Diskussion. Sein Antrag wird mehrheitlich angenommen.

Mit 18 : 15 Stimmen, bei zwei Enthaltungen, spricht sich der Gemeinderat in der Abstimmunq ge­

gen die Aufnahme von Art. 19a in die Gemeindeordnung aus.

Art. 20 Parlamentarische Instrumente

Stephan Blättier beantraqt, Art. 20 lit. b) zu streichen. Der Auftrag habe sich als Totgeburt erwie­

sen, er sei aus hygienischen Gründen aus der Gemeindeordnung zu streichen.

Jakob Briner zeigt Verständnis für den Antrag. Ihn stört aber, dass man über so etwas zur vorge­

rückten Stunde und ohne Vorankündigung entscheiden müsse. Wolle man, dass das Parlament

ernst genommen werde, müsse über solche Dinge vorher diskutiert werden können. Man könne

guter Treu verschiedener Meinung sein. Hüftschüsse täten dem Renommee nicht gut. Er beantra­

~, den Antrag abzulehnen.

Auch Matthias Schwank versteht den Frust über den Auftrag. Indem sich der Gemeinderat noch

mehr Instrumente wegnehme, mache er sich auch nicht stärker. Man solle sich besser fragen, wie

man das Instrument besser ausgestalten könnte.

Die SP-Fraktion hat diese Frage gemäss Fritz Münger in der Fraktion ebenfalls diskutiert. Die SP­

Fraktion sei für streichen, da sich das Instrument nicht bewährt habe.

Peter Fehrlin bemerkt, der Auftrag sei in der Geschäftsordnung klar umschrieben. Werde heute

der Auftrag gestrichen, fehle ein Instrument, um auf die Wirkungsziele Einfluss nehmen zu kön­

nen. Man müsse den Begriff "Auftrag" eingehend diskutieren, und zwar in der Geschäftsordnung.

Deshalb lehne er den Antrag ab.

Claudio Schmid erinnert an die beiden Aufträge, die in den letzten vier Jahren eingereicht worden

sind. Essei ihm jetzt noch in den Knochen, dass diese verwässert und nicht umgesetzt worden sei­

en.
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